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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

14.09.2004 

Geschäftszahl 

2001/10/0178 

Rechtssatz 

Das Gesetz schreibt die Beiziehung des Antragstellers zur Befundaufnahme durch Sachverständige nicht vor. 
Den Vorschriften über das Parteiengehör wird durch Übermittlung der Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens zur 
Stellungnahme entsprochen. Auch im Unterbleiben der Beischaffung der Akten anderer Feststellungsverfahren 
nach § 8 Abs. 2 Oö NatSchG 1995 liegt kein relevanter Verfahrensmangel. 


